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Dringlichkeitsantrag 
 
der Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, DIE LINKE und SSW 
 

Universitäten in Schleswig-Holstein nicht gegeneina nder ausspielen 
 

        

Der Landtag wolle beschließen: 

 
Die Landesregierung wird aufgefordert, keine Vorfestlegung zur Schließung des Me-
dizinstudiengangs an der Universität Lübeck zu treffen und sich umgehend mit Ver-
tretern und Vertreterinnen der Universitäten Kiel und Lübeck sowie des Universitäts-
klinikums aus Kiel und Lübeck zusammenzusetzen, um eine tragfähige Lösung für 
den Hochschul- und Medizinstandort Schleswig-Holstein zu erarbeiten. Gemeinsam 
soll versucht werden, eine Lösung zu finden, die die exzellente Medizinerausbildung 
in Kiel und Lübeck erhält. Angesichts der schwierigen Haushaltslage des Landes hält 
es der Landtag außerdem für notwendig, auch Vertreter und Vertreterinnen der Bun-
desregierung an diesen Gesprächen zu beteiligen um eine finanzielle Unterstützung 
zu erreichen. 
 
 
Begründung 
 
Die Entwicklung der letzen Tage zeigt, dass Schleswig-Holstein sein Image als exzel-
lenter Medizinhochschulstandort zu verlieren droht. Die Universitäten Kiel und Lü-
beck drohen sich gegenseitig zu beschädigen. Der Vorwurf, dass die Universität Kiel 
das Aus für die Medizinerausbildung in Lübeck konzeptionell mit erarbeitet hat, ver-
schärft diese Situation noch. Es ist zwingend notwendig, dass sich die Landesregie-
rung zügig mit allen Beteiligten zusammensetzt, bevor weiterer Schaden für das 
Land und seine Universitäten entsteht. 
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